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I. 
Widerspruchsrecht und Einwilligung von Melderegisterauskünften nach dem Bundesmeldegesetz 
 
§ 50 des Bundesmeldegesetzes (BMG) regelt die Erteilung von Melderegisterauskünften in besonderen 
Fällen.  
 
Die Meldebehörde darf in nachstehend aufgeführten besonderen Fällen Auskünfte erteilen: 
 

- an Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit 
Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene (§ 50 Absatz 1 BMG) 

- an Mitglieder parlamentarischer und kommunaler Vertretungskörperschaften sowie Presse und 
Rundfunk über Alters- und Ehejubiläen (§ 50 Absatz 2 BMG) 

- an Adressbuchverlage (§ 50 Abs. 3 BMG)  
 
Gemäß § 50 Absatz 5 BMG hat jede betroffene Person das Recht, der Übermittlung ihrer Daten nach den 
Absätzen 1 – 3 zu widersprechen. 
Betroffene im Sinne dieser Vorschrift sind alle Meldepflichtigen ab Vollendung des 16. Lebensjahres. 
 
Weiterhin besteht ein Widerspruchsrecht gegen die Weitergabe ihrer Daten an eine öffentlich-rechtliche 
Religionsgesellschaft; hiervon ausgenommen ist die Datenweitergabe für Zwecke des 
Steuererhebungsrechts (§ 42 Abs. 3 BMG)  
 
Einfache Melderegisterauskünfte (Vor- und Familienname, ggf. Doktorgrad, Anschrift) zum Zwecke der 
Werbung und des Adresshandels darf die Meldebehörde nur nach ihrer generellen Einwilligung erteilen (§ 44 
Abs. 3 Satz 2 BMG). 
 
Auf die oben genannten Widerspruchsrechte und der Möglichkeit zur Erteilung der generellen Einwilligung 
wird ausdrücklich hingewiesen. 
 
Vordrucke liegen an der Information des Rathauses bereit.  
Widersprüche und Einwilligungen nimmt das Amt für Bürgerdienste, Bürgerbüro, Creiler Platz 1, 45768 Marl 
entgegen. 
 
Marl, den 26.10.2018  
 
 
gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 
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II. 
Widerspruchsrecht gegen die Datenübermittlung an das Bundesamt für Personalmanagement der 
Bundeswehr 
 
Gem. § 58 c Abs. 1 des Soldatengesetzes sind die Meldebehörden verpflichtet, dem Bundesamt für 
Personalmanagement der Bundeswehr jährlich zum 31. März bestimmte Daten aus dem Melderegister zu 
Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden, zu übermitteln. 
 
Bei diesen Daten handelt es sich um Vor- und Familiennamen sowie gegenwärtige Anschriften. 
 
Das Bundesamt für Personalmanagement der Bundeswehr nutzt die Daten für die Übersendung von 
Informationsmaterial über Tätigkeiten in den Streitkräften an die Personen, die aufgrund ihrer bald eintretenden 
Volljährigkeit für den freiwilligen Wehrdienst in Frage kommen. 
 
Die Betroffenen haben gemäß § 36 Absatz 2 BMG das Recht, dieser Datenübermittlung zu widersprechen. 
 
Den Widerspruch nimmt das Amt für Bürgerdienste, Bürgerbüro, Creiler Platz 1, 45768 Marl entgegen. 
 
Marl, 26.10.2018 
 
 
gez. 
Werner Arndt 
Bürgermeister 


